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Parteipolitisierung der kommunalen Ebene 

  
1. GRUNDLAGEN 
  
1.1 Was ist Kommunalpolitik? 
  

Definition Kommunalpolitik umfasst alle Entscheidungsprozesse (Input) und deren Ergebnisse 
(Output), die im Rathaus (genauer: in Rat und Verwaltung) zentriert sind, auf der 
Grundlage der Spielregeln der jeweiligen Gemeindeordnung. 

  

Einstellungen ♦ Eine Mehrheit der Burger spricht sich fur eine konsensgeleitete, harmonische und 
rein sachliche kommunalpolitische Praxis aus, die ideologiefreie Lo sungen sucht 
und nicht durch Parteistreitigkeiten polarisiert wird.  

♦ Eine Mehrheit der Funktionstra ger ordnet ihre parteipolitische Bindung einer Ver-
pflichtung gegenuber den gesamtsta dtischen Belangen meist unter.  

Diese antiparteiliche Tradition pra gt auch das Kommunalverwaltungsrecht. 
  
1.2 Funktionen von Parteien 
  

 ♦ Interessenbundelung und ß artikulation 
♦ Programmformulierung 
♦ Orientierung 
♦ Mobilisierung, Rekrutierung und Selektion 
♦ Politikvermittlung, Sozialisation  

  
1.3 Was ist Parteipolitisierung? 
  

Definition Parteipolitisierung der lokalen Ebene ist das AusmaÄ, in welchem es den politischen 
Parteien gelingt, die Kommunalpolitik personell, inhaltlich und prozedural zu monopoli-
sieren. 

  

Fragestellung ♦ Ist Kommunalpolitik unpolitische Selbstverwaltung oder Politik entlang gesellschaft-
lich profilierter Entscheidungsalternativen? 

♦ Nimmt die Bedeutung der Parteipolitik in Kommunen zu? 
♦ Welche Folgen hat Parteipolitisierung der Kommunen? 

  
2. MASSSTABE FU R PARTEIPOLITISIERUNG 

  
2.1 Personelle Parteipolitisierung 
  

a) Parteipolitisierung des Gemeinderats 
  

Aufgaben Der Gemeinderat hat keinen Parlamentsstatus, erfullt aber als gewa hlte Volksvertre-
tung auch politische Aufgaben: 
♦ Festlegung der Grundsa tze der Gemeindepolitik 
♦ Planungs-, Finanz-, Gebiets- und Personalhoheit 
♦ U berwachungsaufgaben gegenuber Verwaltung 

  

Entwick- 
lungen 

Spa testens mit dem Einzug der Grunen in zahlreiche Stadtra te hat die politische Ausei-
nandersetzung um echte, strukturelle Alternativen in der Gemeindeentwicklung begon-
nen. Dies hat zu einer Fraktionalisierung des lokalen Parteiensystems gefuhrt, welche 
auf eine Parteipolitisierung hindeutet. 
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Freie 

Wa hler 
Trotz einer gewissen Auflockerung des lokalen Parteiensystems durch die Freien Wa h-
ler verloren die beiden groÄen Volksparteien nicht ihre fuhrende Position in der Kom-
munalpolitik: Selbst im ungunstigsten Falle kontrollierten CDU und SPD gemeinsam 
zwei Drittel der Ratsmandate. 

  

Zu beachten ♦ Kandidaten der Freien Wa hler sind nicht immer parteilich ungebunden. 
♦ Kandidaten von Parteilisten sind nicht immer  parteilich stark gebunden. 

  

b) Parteipolitisierung der Verwaltungsspitze 
  

Wahl der 
Verwaltungs-

spitze 

♦ Bei der Wahl durch den Rat wurde diese zwischen 1974 und 1984 zunehmend 
durch Vertreter der Mehrheitspartei besetzt; die Burgermeisterwahl wurde Gegens-
tand parteipolitischer Kampfabstimmungen, so dass ein Kandidat meist nicht um 
eine Parteimitgliedschaft herum kommt (in Bayern ist sie sogar Pflicht). 

♦ Bei der Direktwahl des Burgermeisters scheint dagegen eine gewisse Parteiendis-
tanz (bis hin zur Parteilosigkeit) sogar eine Erfolgsbedingung zu sein. 

  

Bemer- 
kungen 

♦ Zur Wahrung der Durchsetzungschancen sind Verwaltungsspitzen oftmals bemuht, 
parteipolitischen Bezug und parteipolitische Legitimierung bewusst zu verwischen 

♦ “Je unverzichtbarer als Fachmann, desto gro Äer kann die Parteiendistanz seinö: 
Obwohl die Fraktionen bei der Besetzung der Beigeordneten i.d.R. ein Pra sentati-
onsrecht in der Reihenfolge ihrer Sta rke besitzen, wa hlen sie bei Bedarf auch par-
teilose Fachleute. 

  

c) Parteipolitisierung unterhalb der Verwaltungsspitze 
  

These Da in kritischen Politikfeldern Aktionsprogramme und Dringlichkeitsantra ge am ehesten 
o ffentliche Aufmerksamkeit erlangen, richten die Parteiakteure ihre Strategien auf par-
teipolitische Kontroversen aus. Da die erfolgreiche Besetzung von Themenfeldern zu 
hoher Professionalita t zwingt, sind die Parteien um Besetzung der Fachverwaltung 
bemuht, um deren Informationsvorsprung nutzen zu ko nnen. Oftmals liegen der Per-
sonalpolitik Absprachen (im Sinne von Koalitionsvereinbarungen) zu Grunde. 

  

zu beachten Die Amtszeit von Verwaltungsbeamten deckt sich nicht mit der der Stadtra te, so dass 
die Partei, die bei der Stellenbesetzung sta rkeren Einfluss uben konnte, la ngerfristige 
Vorteile davon hat. 

  
2.2 Inhaltliche Parteipolitisierung 
  

Fragestellung ♦ Welche Rolle spielen parteipolitische Zielsetzungen bei Argumentation, Entschei-
dungsverhalten und bei der inhaltlichen Ausrichtung von BeschluÄvorlagen? 

♦ Wirken sich unterschiedliche Mehrheitsverha ltnisse in kommunalen Vertretungs-
ko rperschaften  auf die produzierten Politikinhalte unterschiedlich aus? 

  

These 1 Kommunale Wahlprogramme sind meist eine Auflistung und Rechtfertigung geleisteter 
Arbeit, Inanspruchnahme von Erfolgen und deren Fortschreibung in die Zukunft hinein. 
Dass sie kaum politische Aussagen enthalten, spricht gegen eine inhaltliche Parteipoli-
tisierung. 

  

These 2 Vorliegende, empirische Fallstudien sprechen dafur, dass kommunale Sachbeschlusse 
nur in geringem MaÄe den parteipolitischen Hintergrund jeweils vorhandener Rats-
mehrheiten widerspiegeln; sta rker wirksam sind lokale und uberlokale Kontextvariab-
len, wie Investitionsfo rderprogramme des Landes, o rtlicher Problemdruck und o rtliche 
Kontinuita t im Ausgabeverhalten. 

  
2.3 Prozedurale Parteipolitisierung 

  

 Empirische Studien belegen eine Zunahme der Parlamentarisierung der Ratsarbeit: 
♦ Debattenstil 
♦ Vorkla rungen von Ratsdiskussionen und Entscheidungen durch die Fraktionen 
♦ Abstimmungsverhalten 

(Abstimmung nach Fraktionen, abnehmende Einstimmigkeit des Rates) 
insgesamt: konkurrenz- statt konkordanzdemokratische Verhaltensmuster 

 Seite 2 



  
3. VARIABLEN FU R PARTEIPOLITISIERUNG 
  
3.1 Gemeindegro Äe 

  

These Der Grad der Politisierung nimmt mit der Ortsgro Äe zu. 
  

Belege Gro Äere Gemeinden haben 
♦ weniger Freie Wa hler in den Ra ten 
♦ mehr Parteimitglieder unter den Hauptverwaltungsbeamten und Beigeordneten 
♦ mehr allgemeinpolitische Debatten in den Ra ten 
♦ eine Tendenz zur Parlamentarisierung der Ratsarbeit. 

  

Ursachen ♦ Je gro Äer die Gemeinde, desto unuberschaubarer ist sie, desto wichtiger sind Se-
lektions- und Orientierungsfunktion der Parteien 

♦ Bei Direktwahl des Burgermeisters sind die Kandidaten vor allem in gro Äeren Ge-
meinden auf die finanzielle und organisatorische Unterstutzung von Parteien an-
gewiesen. 

  
3.2 Typ der Gemeindeverfassung 

  

Ratswahl Das Kumulieren und Panschieren 
♦ ermo glicht Verschiebungen in den Vorschlagslisten der Parteien, die Wahl ist per-

sonalisierter, die Selektionsfunktion wird z.T. vom Wa hler ubernommen. 
♦ fuhrt zu einer versta rkten Auswahl nach Herkunft und Geltung der Kandidaten in 

der Gemeinde und weniger nach Parteien. 
♦ bringt fur kleine Parteien den Vorteil mit sich, dass Stammwa hler bestimmter Par-

teien zusa tzlich einzelne Personen von anderen Parteien wa hlen ko nnen. 
  

Burger- 
meisterwahl 

Die Direktwahl  
♦ ermo glicht Stimmensplitting zwischen der Burgermeisterwahl und der des Rates. 
♦ erho ht politische Legitimation des Burgermeisters. 
♦ verringert den Einfluss der Parteien gegenuber einer Wahl durch den Gemeinderat. 

  
3.3 Politische Kultur 

  

 Die Politische Kultur basiert auf der territorialen, lokalen Geschichte, sowie auf sozio-
o konomischen, ideologischen und konfessionellen Konfliktlinien. Kleinere Gemeinden 
sind i.d.R. homogener. 

  

Partei- 
typen 

♦ Sozialstrukturelle Gegensa tze begunstigen die Herausbildung von Interessenpartei-
en (Cleavage-Theorie) und fuhren zu Polarisierung und Parteipolitisierung. 

♦ Homogene Strukturen begunstigen die Herausbildung von Volksparteien (Volks-
parteientheorie), bei denen Kompromissbereitschaft vor Ideologien tritt. 

  

Partei- 
systeme 

Die in der Kommune vorliegenden Parteitypen sind ausschlaggebend fur die Art des 
vorliegenden Parteisystems (Ein-, Zwei- und Mehrparteiensystem).  
 

Der Grad der Parteipolitisierung ha ngt von den “Wettbewerbspositionö der Parteien ab. 
  

3.4 Politikverflechtung (systembedingte Politisierung) 
  

 Lokale Probleme sind eingebettet in eine Politikverflechtung zwischen Bund, La ndern 
und Gemeinden, unterliegen deren politischen Richtungsentscheidungen und beeinflus-
sen diese. Die Vorbereitung o rtlicher Entscheidungen ist daher zunehmend Gegenstand 
kommunaler AuÄenpolitik, die nicht als reine Sachpolitik verstanden werden kann. 

  
3.5 Problemdruck 

  

 Der zunehmende Problem-, Belastungs- und Erwartungsdruck, der durch aktuelle Ent-
wicklungen in den klassischen kommunalen Politikfeldern entsteht, versta rkt den Hand-
lungsdruck fur lokale Akteure, fuhrt zu o ffentlichen Sachkontroversen und aufgrund 
unterschiedlicher Priorita tensetzung schlieÄlich zur Politisierung. 
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3.6 Die Rolle von Vereinen 

  

 Auf kommunaler Ebene nehmen Vereine einen Teil der Parteifunktionen wahr: 
• Sie bundeln und artikulieren Interessen 
• Die Mitgliedschaft eines Kandidaten in einem Verein dient fur die Wa hler als Orien-

tierungs- und Entscheidungshilfe  
(Orientierung, Rekrutierung und Selektion) 

• Kommunalpolitiker und Wa hler sind meist in o rtlichen Vereinen verankert  
(Politikvermittlung und Sozialisation) 

• Die Parteien orientieren sich an den Zielsetzungen der Vereine 
(Programmformulierung) 
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Dieses Handout befindet sich auch im Internet unter http://politik.ingos-welt.net. 
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